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Sehr geehrte Damen und Herren, 
 

der vorliegende Entwurf des Jugendarrestvollzugsgesetzes wird von uns grundsätzlich posi-

tiv bewertet.  

Erfreulicherweise sind die vom Städteverband Schleswig-Holstein im Februar des letzten 

Jahres geäußerten Bedenken in fast allen Punkten in hinreichendem Ausmaß bedacht und in 

den neuen Entwurf mit aufgenommen worden.  

Insgesamt werden durch den Gesetzesentwurf die besonderen Belange von Jugendli-

chen/Heranwachsenden während des Arrestes genügend berücksichtigt.  
 
Trotzdem gibt es einige kritische Anmerkungen.  
 

Beispielsweise wird in § 4 Abs. 6 „Grundsätze der Förderung“ festgehalten, dass die Zeit des 

Arrestes auch dazu dient den weitergehenden Förder- und Betreuungsbedarf zu ermitteln. 

Dieses kann – zumindest mittelbar - Kosten auf Seiten der örtlichen Jugendhilfeträger auslö-

sen. Für die Ermittlung eines erzieherischen Bedarfes und die Hilfeplanung nach § 36 SGB 

VIII im Rahmen der Hilfe zur Erziehung ist ausschließlich der örtliche Jugendhilfeträger fe-

derführend zuständig. Die gleiche Thematik findet sich in § 13 Abs. 1 „Kontakte, Anlaufstel-

len“ und in § 15 Abs. 1 Nr. 5 „Entlassung“ wieder.  
 

Zu § 7 „Zusammenarbeit und Einbeziehung Dritter“ kann nur angemerkt werden, dass auf-

grund der kurzen Verweildauer die Einbeziehung der Jugendämter schon allein wegen der 

räumlichen Entfernung regelhaft sehr schwierig sein wird. 
Des Weiteren machen wir darauf aufmerksam, dass die gewünschte Ausweitung der Aufga-
ben im Rahmen der Amtshilfe aus Sicht der Jugendämter der Städte, wie in § 7 Abs. 3 for-
muliert, nicht leistbar ist. 
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Ferner möchten wir kritisch anmerken, dass durch die neue pädagogische Ausrichtung der 

Vollzuges nicht nachzuvollziehen ist, dass nach § 9 „Aufschub und Unterbrechung der Voll-

streckung“ von einer Vollstreckung zeitweise abgesehen werden kann, weil der Jugendliche 

pädagogisch nicht erreichbar ist. Gerade dieser Personenkreis bedarf dieser Grenzsetzung. 

Eine entsprechende konzeptionelle Ausrichtung der Arrestanstalt ist daher dringend erforder-

lich.  
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
In Vertretung  
 
 
 
Marion Marx 
Dezernentin 
 
 




